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dem Ziel, das Risiko einer Infektion mit 
dem Coronavirus SARS-CoV-2 bei der Ar-
beit zu minimieren und Sicherheit und Ge-
sundheit der Beschäftigten zu schützen. 
Die Verordnung gilt vorläufig bis zum 15. 
März 2021; eine Verlängerung ist jedoch 
nicht ausgeschlossen. Abweichende Vor-
schriften der Länder zum Infektionsschutz 
im Zusammenhang mit der Betreuung von 
Kindern und weitergehende Vorschriften 
der Länder bleiben unberührt. Für Tätig-
keiten im Gesundheits- und Pflegebereich 
insbesondere im Zusammenhang mit an 
SARS-CoV-2 infizierten Personen gilt wei-
terhin die Biostoffverordnung. Die SARS-
CoV-2-Arbeitsschutzverordnung gibt 
Maßnahmen zur Kontaktreduzierung im 
Betrieb und zur Bereitstellung von Mund-
Nasen-Schutzmasken verbindlich vor. Im 
Einzelnen hat der Arbeitgeber folgende 
Maßnahmen zu treffen:
s� $IE�'EFËHRDUNGSBEURTEILUNG�GEMË��

den §§ 5 und 6 ArbSchG muss im 
Hinblick auf die Gesundheitsgefähr-

Arbeits- und  
Gesundheitsschutz: 
Neuregelungen 2021
Zu Beginn des Jahres 2021 sind wieder einige Neuregelungen im 
Arbeitsschutzrecht in Kraft getreten. Insbesondere gibt es erstmals 
eine (befristete) Arbeitsschutzverordnung mit Schutzmaßnahmen zur 
Eindämmung der Corona-Pandemie. Ergänzend wurde ein Entwurf 
zur Fortschreibung der SARS-CoV2-Arbeitsschutzregel vorgelegt. 
Weitere Änderungen betreffen das Arbeitsschutzgesetz und das 
Auslaufen befristeter Bestandsschutzregelungen in der Arbeitsstät-
tenverordnung.

Neue Corona- 
Arbeitsschutzverordnung
Die neue SARS-CoV-2-Arbeitsschutzver-
ordnung (Corona-ArbSchV) ist am 21. 
Januar 2021 im Bundesanzeiger verkün-
det und fünf Tage später am 27. Januar 
in Kraft getreten. Die Verordnung beruht 
auf einer Änderung des Arbeitsschutzge-
setzes vom 22. Dezember 2020 (neuer 
Absatz 3 in § 18 ArbSchG) im Zuge der 
Verkündung des Arbeitsschutzkontroll-
gesetzes. Demzufolge wird das Bun-
desministerium für Arbeit und Soziales 
ermächtigt, ohne Zustimmung des Bun-
desrates in epidemischen Lagen von na-
tionaler Tragweite gemäß § 5 Absatz 1 
des Infektionsschutzgesetzes Rechtsver-
ordnungen für einen befristeten Zeitraum 
erlassen, in denen Arbeitgeber und die 
sonstigen verantwortliche Personen zu 
speziellen Maßnahmen verpflichtet wer-
den können. 
Im vorliegenden Fall dienen die in der 
Verordnung getroffenen Maßnahmen 
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len, als Anhaltspunkte für die Tragezeit 
kann die DGUV-Regel 112-190 „Benut-
zung von Atemschutzgeräten“ herange-
zogen werden. Hiernach beträgt die Tra-
gezeit von filtrierenden FFP-Halbmasken 
ohne Ausatemventil 75 Minuten und die 
Erholdauer 30 Minuten (Anhang 2 der 
Regel); eine solche FFP2-Maske kann 
fünfmal erneut getragen werden. Die 
Beschäftigten müssen im An- und Able-
gen unterwiesen werden, um eine Kon-
tamination von Händen oder Maske zu 
vermeiden.
Die Anlage zur SARS-CoV-2-Verordnung 
nennt die einsetzbaren Mund-Nasen-
Masken; dies sind, neben Vollmasken, 
Hauben oder Helmen mit auswechsel-
barem Partikelfilter die folgenden Ty-
pen:
s� &&0�� -ASKEN� NACH� 6ERORDNUNG�

(EU) 2016/425 und DIN EN 
149:2001+A1:2009 (oder ver-
gleichbar),

s� .��
-ASKEN�NACH�.)/3(
��#&2���
ohne Ausatemventil (US- und kana-
dische Norm),

s� #0!
-ASKEN�GEMË��DEM�0RàFGRUND-
satz für Corona SARS-CoV-2-Pande-
mie-Atemschutzmasken des IFA-Insti-
tuts für Arbeitsschutz der Deutschen 
Gesetzlichen Unfallversicherung 
DGUV,

s� 0�
-ASKEN�GEMË��!3�.:3�����

2012 (australische/neuseeländische 
Norm),

s� $3�
-ASKEN�NACH�*-(,7
.OTIFICA-
tion 214, 2018 (japanische Norm),

s� +.��
-ASKEN��CHINESISCHE�.ORM��
nur bei Erfüllung des BMG/BfArM/
TüV-Prüfgrundsatzes).

Masken mit Ausatemventil dürfen nur 
eingesetzt werden, wenn alle Kontakt-
personen ebenfalls eine Atemschutzmas-
ke tragen.
Für den Fall, dass Arbeitgeber ihren Be-
SCHËFTIGTEN�DIE�!RBEIT�IM�(OME�/FFICE�
anbieten, soll eine neue Checkliste des 
Instituts für Arbeit und Gesundheit (IAG) 
der DGUV dabei helfen, die Arbeit zu-
hause sicher und gesund zu gestalten. 
Die Broschüre, die in einer Kurzfassung 
und einer ausführlicheren Langfassung 
verfügbar ist, bietet Hilfestellung bei der 
ergonomischen Gestaltung des Arbeits-
platzes, der Arbeitsorganisation (z.B. 
Pausengestaltung) und der Gestaltung 
der Arbeitsumgebung (Platzbedarf, 

satz 7 der Arbeitsstättenverordnung 
zu vereinbaren und einzurichten. Die 
Beschäftigten sind nicht verpflichtet, 
das Angebot zur Nutzung von Home 
/FFICE�ANZUNEHMEN�

s� )ST�DIE�GLEICHZEITIGE�.UTZUNG�VON�
Räumen durch mehrere Personen 
unumgänglich, so darf eine Mindest-
fläche von 10 m² für jede im Raum 
befindliche Person nicht unterschritten 
werden, soweit die auszuführenden 
Tätigkeiten dies zulassen. Ist dies 
nicht möglich, hat der Arbeitgeber 
durch geeignete Schutzmaßnahmen 
einen gleichwertigen Schutz der Be-
schäftigten sicherzustellen, insbeson-
dere durch Lüftungsmaßnahmen und 
Abtrennungen zwischen den anwe-
senden Personen.

s� )N�"ETRIEBEN�MIT�MEHR�ALS�ZEHN�"E-
schäftigten sind diese in möglichst 
kleine Arbeitsgruppen einzuteilen. 
Personenkontakte zwischen den ein-
zelnen Arbeitsgruppen im Betriebsab-
lauf sowie Änderungen der Einteilung 
sind auf das betriebsnotwendige Mi-
nimum zu reduzieren. Soweit es die 
betrieblichen Gegebenheiten zulas-
sen, muss der Arbeitgeber ein zeit-
versetztes Arbeiten ermöglichen.

Der Arbeitgeber muss den Beschäftigten 
Mund-Nasen-Schutz in Form von medi-
zinischen oder FFP2-Gesichtsmasken zur 
Verfügung stellen, wenn
s� DIE�!NFORDERUNGEN�AN�DIE�2AUMBELE-

gung (siehe oben) nicht eingehalten 
werden können,

s� EIN�-INDESTABSTAND�VON�����M�NICHT�
eingehalten werden kann,

s� BEI�!USFàHRUNG�DER� BETRIEBLICHEN�
Tätigkeiten mit Gefährdungen durch 
erhöhten Aerosolausstoß zu rechnen 
ist; hierzu gehört bereits lautes Spre-
chen.

Den Beschäftigten wird eine Pflicht zum 
Tragen der zur Verfügung gestellten Ge-
sichtsmasken auferlegt. Medizinischer 
Mund-Nasen-Schutz ist ein Einmalpro-
dukt und muss regelmäßig gewechselt 
werden. Er darf maximal für die Dauer 
eine Arbeitsschicht getragen werden; bei 
Kontamination und bei Durchfeuchtung 
muss er ausgetauscht werden. Die mög-
licherweise erhöhte Belastung für die 
Beschäftigten ist im Rahmen der Gefähr-
dungsbeurteilung zu berücksichtigen. Es 
wird eine Tragezeitbegrenzung empfoh-

dungen durch SARS-CoV-2 überprüft 
und im Bedarfsfall um die Festlegung 
von Maßnahmen zur Reduzierung 
der Infektionsgefahr ergänzt werden. 
Hilfestellung leistet hierzu die bereits 
im August 2020 veröffentlichte Ar-
beitsschutzregel (siehe nächsten Ab-
schnitt), die weiterhin gilt.

s� %S�SIND�ALLE�GEEIGNETEN�TECHNISCHEN�
und organisatorischen Maßnahmen 
zu treffen, um betriebsbedingte Perso-
nenkontakte zu minimieren. Insbeson-
dere muss die gleichzeitige Nutzung 
von Räumen durch mehrere Beschäf-
tigte auf das betrieblich notwendige 
Minimum reduziert werden.

s� "ETRIEBSBEDINGTE� :USAMMENKàNF-
te mehrerer Personen wie Bespre-
chungen und Versammlungen sind 
gleichfalls auf das betriebsnotwen-
dige Minimum zu reduzieren. Sie 
sollen nach Möglichkeit durch die 
Verwendung von Informationstech-
nologie (Video- oder Telefonkonfe-
renzen etc.) ersetzt werden. Wo das 
nicht möglich ist, muss der Arbeitge-
ber einen gleichwertigen Schutz der 
Beschäftigten durch andere geeig-
nete Schutzmaßnahmen sicherstellen. 
Dies sind insbesondere Lüftungsmaß-
nahmen und Abtrennungen zwischen 
den anwesenden Personen (z.B. 
Plexi glasscheiben).

s� "EI� "àROARBEITEN� ODER� ËHNLICHEN�
Tätigkeiten hat der Arbeitgeber den 
Beschäftigten die Möglichkeit an-
zubieten, diese Arbeiten in deren 
eigenen Wohnungen durchzuführen 
�(OME�/FFICE	�� SOFERN�DEM�KEINE�
zwingenden betrieblichen Gründe 
entgegenstehen. In der Begründung 
zur Verordnung wird hierzu aus-
geführt, dass es für die Umsetzung 
dieser Maßnahme erforderlich ist, 
dass die räumlichen und technischen 
Voraussetzungen in der Wohnung 
der Beschäftigten gegeben sind 
und dass zwischen Arbeitgeber und 
Beschäftigten eine entsprechende 
Vereinbarung getroffen wurde. Die 
Ausgestaltung dieser Vereinbarung 
ist den Vertragsparteien freigestellt 
und kann auf dem Wege einer ar-
beitsvertraglichen Regelung oder 
durch eine Betriebsvereinbarung 
erfolgen. Es besteht keine Vorgabe, 
einen Tele arbeitsplatz gemäß § 2 Ab-
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bzw. Tiefe der Bewegungsfläche der Be-
schäftigten zu berücksichtigen. Diese soll 
nach beiden Seiten um einen Sicherheits-
aufschlag von 30 cm erweitert werden.
Lüftung: Die Anforderungen an die Lüf-
tung werden anspruchsvoller gestaltet. 
In den Räumen von Arbeitsstätten muss 
nach Anhang Nr. 3.6 der Arbeitsstät-
tenverordnung eine gesundheitlich zu-
trägliche Atemluft vorhanden sein. Die 
aktualisierte Arbeitsschutzregel versteht 
darunter in der Regel eine Qualität, die 
der von Außenluft gleichkommt. Hierzu 
soll durch eine Erneuerung der Raumluft 
durch direkte oder indirekte Zuführung 
von Außenluft eine Reduzierung mögli-
cherweise vorhandener virenbelasteter 
Aerosole erreicht werden. Wie bisher 
kann zur Beurteilung der Raumluftquali-
TËT�DIE�#/2-Konzentration herangezogen 
werden. Entsprechend der ASR A3.6 ist 
EINE�#/2-Konzentration bis zu 1.000 
ppm noch akzeptabel; dieser Schwel-
lenwert sollte zum Schutz vor Infektionen 
möglichst unterschritten bleiben. Notwen-
dige Lüftungsintervalle können statt durch 
Messung auch auf der Basis von Berech-
nungen ermittelt werden, wobei insbeson-
dere Raumvolumen, Personenbelegung, 
körperlicher Aktivität und Luftwechsel 
zu beachten sind. Zur Berechnung not-
wendiger Lüftungsintervalle verweist die 
Arbeitsschutzregel auf den BGN-Lüftungs-
RECHNER��DIE�)&!
#/2-App (Rechner und 
Timer) und die Publikation FBHM-114 
„Möglichkeiten zur Bewertung der Lüf-
TUNG�ANHAND�DER�#/2-Konzentration“ der 
DGUV. Empfohlen wird, die Lüftung als 
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Stoßlüftung und wenn möglich als Quer-
lüftung auszuführen. Die Dauer der Stoß-
lüftung richtet sich nach die Temperaturdif-
ferenz zwischen innen und außen sowie 
nach dem vorherrschenden Winddruck. 
Im Sommer sollen zehn Minuten und im 
Winter drei Minuten Lüftungsdauer nicht 
unterschritten werden. Als Ergänzung 
zur Stoßlüftung kann eine kontinuierliche 
Lüftung über gekippte Fenster sinnvoll 
sein, um ein zu starkes Ansteigen einer 
möglichen Konzentration virenbelasteter 
Aerosole in der Raumluft zu vermeiden. 
Besprechungsräume sollten bereits vor 
der Benutzung gemäß den obigen Emp-
fehlungen gelüftet werden.
Lüftung bei vorhandenen RLT-Anlagen: 
Bei Nutzung raumlufttechnischer Anla-
gen in Räumen von Arbeitsstätten ist zu 
beachten, dass diese entweder einen 
ausreichend hohen Außenluftanteil zufüh-
ren oder andernfalls über geeignete Filter 
oder andere Einrichtungen zur Verringe-
rung einer möglichen Virenkonzentration 
aus der Umluft verfügen. Als geeignete 
Filter zur Abscheidung von Viren und vi-
renbelasteten Aerosolen werden Schweb-
stofffilter der Klasse H13 oder H14 (HE-
PA-Filter) nach DIN EN 1822-1:2019 
genannt; ebenso können Feinstaubfilter 
DER�'RUPPE�)3/�E0-�������0ROZENT�
�VORMALS�&�	�ODER�)3/�E0-�������0RO-
zent (vormals F9) die Konzentration vi-
renbelasteter Aerosole reduzieren. Ein 
reiner Umluftbetrieb von Lüftungsanlagen 
ohne Filtermaßnahmen ist zu vermeiden; 
ggf. ist eine Nachrüstung erforderlich. 
RLT-Anlagen sollen während der Betriebs- 

Beleuchtung, Raumklima). Mit dem 
„Check-up Homeoffice“ erhalten die 
Beschäftigten konkrete Gestaltungsemp-
fehlungen für den Arbeitsplatz zuhause. 
Arbeitgeber können die Checkliste als 
Unterstützung bei der Beurteilung der 
Arbeitsbedingungen nutzen.

Geänderte SARS-CoV-2- 
Arbeitsschutzregel
Die vom Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales und den Arbeitsschutzaus-
schüssen beim Bundesarbeitsministerium 
unter Koordination der Bundesanstalt 
für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin 
erstellte SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel 
wurde erstmals am 20. August 2020 
erlassen. Sie konkretisiert, für den Zeit-
raum der epidemischen Lage von nati-
onaler Tragweite gemäß § 5 Infektions-
schutzgesetz, die Anforderungen an den 
Arbeitsschutz. Die Regel nennt Maßnah-
men, mit denen das Infektionsrisiko für 
Beschäftigte gesenkt und auf niedrigem 
Niveau gehalten werden soll. Sie ist 
nicht rechtsverbindlich; jedoch können 
Betriebe, welche die Regel anwenden, 
davon ausgehen, dass sie rechtssicher 
handeln. Die Arbeitsschutzregel wird 
in Kürze in einer aktualisierten Fassung 
im gemeinsamen Ministerialblatt (GMBl) 
verkündet werden und setzt insbeson-
dere neuere Erkenntnisse zur Lüftung in 
Innenräumen um. Eine Vorabversion der 
geänderten Fassung mit Datum vom 18. 
Dezember 2020 wurde bereits von der 
BAuA veröffentlicht. Sie enthält u.a. fol-
gende Regelungen:
Abtrennungen von Arbeitsbereichen: 
In der bisherigen Fassung der Arbeits-
schutzregel war bereits die Installation 
von Abtrennungen als technische Maß-
nahme für den Fall vorgesehen, dass die 
Abstandsregel (1,5-m-Abstand) zwischen 
den Arbeitsplätzen aus betriebstech-
nischen Gründen nicht eingehalten wer-
den kann. Die Abtrennung (bevorzugt 
aus transparenten Materialien zur Sicher-
stellung der erforderlichen Sichtkontakte 
und einer ausreichenden Beleuchtung), 
muss nunmehr eine Mindesthöhe von 
1,5 m zwischen sitzenden Personen, 
1,8 m zwischen sitzenden und gegen-
überstehenden Personen (zum Beispiel 
Kunden) und 2,0 m zwischen stehenden 
Personen aufweisen. Bei der Bemessung 
der Breite der Abtrennung ist die Breite 
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oder Arbeitszeiten nicht abgeschaltet 
werden, um eine Erhöhung der Konzen-
tration von virenbelasteten Aerosolen in 
der Raumluft zu vermeiden, die zu einem 
erhöhten Infektionsrisiko führen können. 
Sofern RLT-Anlagen nicht dauerhaft betrie-
ben werden, sind ihre Betriebszeiten zu 
verlängern (bei Büros wird ein Einschal-
ten und Ausschalten zwei Stunden vor 
bzw. nach der Nutzungszeit der Räume 
empfohlen). Sollen Sekundärluftgeräte 
wie Ventilatoren (zum Beispiel Standven-
tilatoren) oder Heizlüfter in Räumen mit 
Mehrpersonenbelegung eingesetzt wer-
den, muss wegen der luftstromlenkenden 
Wirkung solcher Geräte, auf Grund de-
rer virenbelastete Aerosole zu anderen 
Personen gelenkt werden können, eine 
Gefährdungsbeurteilung durchgeführt 
werden. Dabei sind die spezifischen 
Randbedingungen, wie zum Beispiel 
Raumgeometrie, Arbeitsplatzanordnung, 
Gerätestandort und die Strömungsverhält-
nisse der Raumluft zu berücksichtigen. Se-
kundärluftgeräte mit geeigneten Einrich-
tungen zur Reduktion der Konzentration 
virenbelasteter Aerosole (zum Beispiel 
Luftreiniger) dürfen nur ergänzend zu 
den nach der Arbeitsschutzregel zu tref-
fenden Lüftungsmaßnahmen eingesetzt 
werden. Dabei sind die Leistungsdaten 
und spezifischen Randbedingungen des 
Geräts zu berücksichtigen; Aufstellung, 
Betrieb und Instandhaltung (Reinigung, 
Filterwechsel usw.) müssen sachgerecht 
erfolgen. die Geräte müssen mit geeig-
neten Filtern ausgerüstet sein und dürfen 
keine gesundheitsgefährdenden Stoffe 
oder Reaktionsprodukte freisetzen. Für 
den Einsatz in Frage kommende mobile 
Geräte arbeiten entweder mit Hochleis-
tungsfiltern (H14) oder dekontaminieren 
die Luft mit UV-C-Strahlung, Plasmatech-
nik, Photokatalyse oder anderen Verfah-
ren. Bei diesen letzteren Verfahren muss 
die Wirksamkeit des Luftreinigungsge-
rätes als Ganzes nachgewiesen sein, 
wie in einem „Fachbeitrag der DGUV zu 
mobilen Raumluftreinigern zum Schutz 
vor SARS-CoV-2“ vom 126.10.2020 er-
läutert wird.

Arbeitsschutzkontrollgesetz
Mit dem „Gesetz zur Verbesserung des 
Vollzugs im Arbeitsschutz“ vom 22. 
Dezember 2020 werden in erster Linie 
Verbesserungen der Arbeitsbedingungen 
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in der Fleischindustrie umgesetzt. Des 
Weiteren schafft das Gesetz die Ermäch-
tigungsgrundlage zum Erlass der bereits 
oben ausführlich dargestellten SARS-
CoV-2-Arbeitsschutzverordnung durch 
eine entsprechende Ergänzung des Ar-
beitsschutzgesetzes. Darüber hinaus wer-
den mit dem Arbeitsschutzkontrollgesetz 
folgende Änderungen im Arbeitsschutz-
gesetz vorgenommen:
s� %S�WIRD�EINE�-INDESTQUOTE�FàR�"E-

triebsbesichtigungen durch die Staat-
lichen Aufsichtsbehörden in Höhe 
von fünf Prozent der vorhandenen Be-
triebe ab dem Jahr 2026 festgelegt. 
Ergänzend wird bestimmt, dass bei 
der Auswahl der Überwachungen 
das betriebliche Gefährdungspoten-
zial zu berücksichtigen ist. Bestimmte 
Informationen zu den Ergebnissen 
der Betriebsbesichtigungen werden 
an die zuständige Berufsgenossen-
schaft übermittelt. Dazu gehört auch 
einen Bewertung der im Betrieb vor-
handenen Gefährdungsbeurteilung.

s� %S�WIRD� �MIT�e���A�!RB3CH'	�EIN�
neuer übergreifender Ausschuss für 
Sicherheit und Gesundheit bei der 
Arbeit beim Bundesministerium für Ar-
beit und Soziales eingerichtet. Dieser 
übernimmt vergleichbare Aufgaben 
wie die schon existierenden Aus-
schüsse in den Arbeitsschutzverord-
nungen (Ausschüsse für Gefahrstoffe, 
für Betriebssicherheit, für biologische 
Arbeitsstoffe, für Arbeitsstätten und für 
Arbeitsmedizin) in allen Bereichen des 
Arbeitsschutzes, soweit nicht schon 
die bestehenden Ausschüsse hierfür 
zuständig sind. Insbesondere kann 
der Ausschuss Regeln und Erkennt-
nisse aufstellen und diese im Gemein-
samen Ministerialblatt veröffentlichen; 
diese Empfehlungen sind von den Ar-
beitgebern zu berücksichtigen. 

s� "EI�DER�"UNDESANSTALT�FàR�!RBEITSSI-
cherheit und Arbeitsmedizin wird 
eine neue Bundesfachstelle für Si-
cherheit und Gesundheit bei der Ar-
beit eingerichtet. Sie wertet die Jah-
resberichte der Länder über die Be-
triebsbesichtigungen aus und erstellt 
einen statistischen Bericht über den 
Stand von Sicherheit und Gesundheit 
bei der Arbeit und über das Unfall- 
und Berufskrankheitengeschehen in 
Deutschland.

Arbeitsstättenverordnung:  
Übergangsregelungen  
ausgelaufen
Seit 2004 regelt die Arbeitsstättenver-
ordnung in ihrer derzeitigen Fassung 
die Mindestvorgaben an die Beschaf-
fenheit von Arbeitsstätten und Baustel-
len im Hinblick auf die Sicherheit und 
den Gesundheitsschutz der Beschäf-
tigten; seit der Anpassung der Verord-
nung 2016 sind auch Bildschirmarbei-
tsplätze von ihrem Geltungsbereich er-
fasst. Für ältere Anlagen sieht die Ar-
beitsstättenverordnung eine Bestands-
schutzregelung vor. Nach § 8 Abs. 1 
waren Arbeitsstätten, die bis zum 1. 
Mai 1976 errichtet wurden, sowie Ar-
beitsstätten, die bis zum 20. Dezem-
ber 1996 errichtet wurden, ohne dass 
zum Zeitpunkt der Einrichtung die Ge-
werbeordnung anzuwenden war, von 
der Einhaltung der Anforderungen der 
Arbeitsstättenverordnung ausgenom-
men, wenn die Einhaltung mit umfang-
reichen Änderungen der Arbeitsstätte, 
ihrer Betriebseinrichtungen, Arbeits-
abläufe und Arbeitsverfahren verbun-
den gewesen wäre. In solchen Fällen 
galten für die betroffenen Arbeitsstät-
ten lediglich die entsprechenden Min-
destanforderungen der europäischen 
Arbeitsschutz-Richtlinie 89/654/
EWG (dort Anhang II), solange kei-
ne wesentlichen Erweiterungen, Um-
bauten oder Umgestaltungen der Ar-
beitsverfahren vorgenommen wurden. 
Diese Übergangsregelung ist Ende 
2020 ausgelaufen, so dass auch von 
Altarbeitsstätten die Arbeitsstättenver-
ordnung vollumfänglich einzuhalten 
ist. Betriebe, bei denen etwa bau-
liche Anforderungen nicht umgesetzt 
werden können, bleibt nunmehr nur 
die Möglichkeit, eine Ausnahmege-
nehmigung bei der zuständigen Ar-
beitsschutzbehörde zu beantragen. 
Die Behörde kann gemäß § 3a Abs. 
3 ArbStättV auf schriftlichen Antrag 
Ausnahmen von den Vorschriften der 
Verordnung zulassen, wenn die Durch-
führung im Einzelfall zu einer unver-
hältnismäßigen Härte führen würde 
und die Abweichung mit dem Schutz 
der Beschäftigten vereinbar ist. Bei der 
Beurteilung ist die Behörde gehalten, 
die Belange der kleineren Betriebe be-
sonders zu berücksichtigen.



ISO/PAS 45005:  
Neuer Leitfaden für 
den Arbeitsschutz
Der Takt für Änderungen im Ar-
beitsschutz ist derzeit besonders 
hoch: SARS-CoV-2 hält Unterneh-
men aller Branchen und Größen 
auf Trab. Neue Mutationen mit 
höherem Gefährdungspotenzial, 
erweiterte Vorschriften und not-
wendige Maßnahmen erfordern 
von Arbeitgebern große Flexibili-
tät. Der neue branchenübergrei-
fende Leitfaden (Publicly Availa-
ble Specification) ISO/PAS 45005 
soll v.a. bei Planung und Umset-
zung erforderlicher Maßnahmen 
unterstützen. 

Er gilt nicht nur für die aktuelle Pandemie, 
sondern kann auf lange Sicht auch Aus-
fallzeiten aufgrund von anderen Infekti-
onskrankheiten wie Erkältungen, Grippe 
oder Magen-Darm-Beschwerden reduzie-
ren. Eine systematische Vorgehensweise 
lohnt sich also auch langfristig.

ISO/PAS 45005: Struktur und 
Inhalte
)3/�0!3�������h/CCUPATIONAL�HEALTH�
and safety management – General gui-
DELINES�FOR�SAFE�WORKING�DURING�THE�#/-
VID-19 pandemic” (Leitfaden für sicheres 
Arbeiten in der Covid-19-Pandemie) wur-
de im Dezember 2020 veröffentlicht, 
zunächst nur in englischer Sprache. Der 
Leitfaden basiert auf der „BSI Safe Wor-
king Guidance“ (Anleitung zum sicheren 
Arbeiten) vom Mai 2020.
Die neue Richtlinie ist nicht nach der 
High Level Structure (HLS) gegliedert, 
wie dies für die Managementnormen 
)3/�������)3/��������)3/�������
UND�)3/�������TYPISCH�IST��)N����+A-
piteln sowie zwei Anhängen liefert sie 
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Neue Grenzwertliste  
herausgegeben
Im Dezember 2020 hat das Institut 
für Arbeitsschutz der DGUV mit dem 
IFA-Report 5/2020 – Grenzwerteliste 
2020 die wichtigsten Grenzwerte zu 
chemischen, biologischen und physika-
lischen Einwirkungen zusammengestellt, 
die für die Sicherheit und Gesundheit 
am Arbeitsplatz von Bedeutung sind. 
Sie soll allen mit dem Arbeitsschutz 
Befassten ein Hilfsmittel an die Hand 
geben, um die am Arbeitsplatz fest-
gestellten Belastungen im Sinne der 
EU-Richtlinie 89/391/EWG und des 
Arbeitsschutzgesetzes zu bewerten. 
Insbesondere Klein- und Mittelbetriebe 
sollen die in der Grenzwertliste zusam-
mengetragenen Informationen als nütz-
liches Kompendium verwenden können. 
Enthalten sind diejenigen Grenzwerte, 
die im staatlichen Vorschriften- und Re-
gelwerk niedergelegt sind:
s� $AS� +APITEL� u#HEMISCHE� %INWIR-

kungen“ ist in zwei Abschnitte 
unterteilt. Der erste („Chemische 
Einwirkungen“) enthält die Ar-
beitsplatzgrenzwerte (AGW) und 
Biologischen Grenzwerte (BGW) 
einschließlich der im Herbst 2020 
veröffentlichten Änderungen. Der 
zweite Abschnitt „Gefahrstoffe in 
Innenräumen“ enthält Grenzwerte 
und Empfehlungen für die Innen-
raumluft. Weitergehende Informati-
onen zum Thema Gefahrstoffe bietet 
die bereits zuvor im Juli 2020 ver-
öffentlichte Gefahrstoffliste des IFA 
(IFA Report 2/2020). Sie enthält 
insbesondere Daten zur Einstufung 
und Kennzeichnung sowie Hinweise 
auf das Regelwerk und zu Messver-
fahren.

s� $AS� +APITEL� u"IOLOGISCHE� %INWIR-
kungen“ geht, da arbeitsmedizinisch-
epidemiologisch begründete Grenz-
werte für Biostoffe in der Luft am Ar-
beitsplatz derzeit nicht vorliegen, in 
erster Linie auf die Grundzüge einer 
Arbeitsplatzbeurteilung ein.

s� $AS�+APITEL�u0HYSIKALISCHE�%INWIR-
kungen“ bietet Grenz- und Beurtei-
lungswerte sowie Erläuterungen zu 
den Bereichen Lärm, Vibrationen, 
thermische Belastungen, Strahlung, 
Elektrizität und biomechanische Be-
lastungen (Heben und Tragen von 

Arbeitsschutz

praktische Hinweise, um geeignete 
Maßnahmen im Unternehmen zu pla-
nen, durchzuführen und zu überprüfen. 
Unternehmen sollen so befähigt wer-
den, schnell und flexibel auf sich ver-
ändernde Situationen zu reagieren und 
den Gesundheitsschutz zu verbessern. 
Der Leitfaden erleichtert das Koordinie-
ren von Ressourcen und Maßnahmen 
und beruht auf einem risikobasierten 
Ansatz.

Wer kann den Leitfaden nutzen
Der internationale Leitfaden ist für Unter-
nehmen aller Branchen und Größen ge-
EIGNET��&àR�/RGANISATIONEN��DIE�BEREITS�
ein Arbeitsschutzmanagementsystem 
NACH�)3/�������EINGERICHTET�HABEN��IST�
die Umsetzung besonders einfach. Aber 
auch bestehende Managementsysteme 
für Qualität und Umwelt können ent-
sprechend des neuen Leitfadens ergänzt 
werden. 
Und die Richtlinie ist für Unternehmen, 
die während der gesamten Pandemie in 
Betrieb sind ebenso geeignet wie für Be-
triebe, die nach einer vollständigen oder 
teilweisen Schließung wieder öffnen oder 
als Neugründung starten.

So geht`s
Der PDCA-Zyklus ist zentrales Element 
VON�-ANAGEMENTSYSTEMEN�NACH� )3/

3TANDARD�� )3/�0!3�������KANN�MIT�
geringem Aufwand integriert werden 
(entsprechende Kapitel in Klammern): 
s� 0LAN��0LANEN�FàR�SICHERES�!RBEITEN�

(Kap. 4 bis 8)
s� $O��'EPLANTE�-A�NAHMEN�UMSETZEN�

(Kap. 9 bis 12)
s� #HECK��7IRKSAMKEIT�DER�-A�NAHMEN�

überprüfen (Kap. 13 „Bewertung der 
Leistung“)

s� !CT��-ÚGLICHE�3CHWACHSTELLEN�IDEN-
tifizieren und Lösungen finden (Kap. 
14 „Fortlaufende Verbesserung“).

Unternehmen können so auf sich schnell 
verändernde Situationen reagieren, das 
macht sie flexibler. Und eine systema-
tische Vorgehensweise schafft Vertrauen: 
Behörden können überzeugt werden, 
dass der laufende Betrieb die öffentliche 
Gesundheit nicht gefährdet, Mitarbeiter 
können sich darauf verlassen, dass sie 
sicher arbeiten und gesund bleiben und 
Kunden haben die Gewissheit, dass kei-
ne Lieferausfälle drohen.

Lasten, Quetschen von Körpertei-
len).

Dr. Martin Albrecht
martin.albrecht@abfallrecht.org
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